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01/18 - Kreis Coesfeld

Allgemeinverfügung zur Aufhebung der Schonzeit für 
Schwarzwild mit Ausnahme von Bachen mit gestreiften 
Frischlingen unter ca. 25 kg

1.	 Die in § 1 Abs. 1 Nr. 5 der Verordnung über die Jagd-
zeiten (Landesjagdzeitenverordnung - LJZeitVO) vom 
28. Mai 2015 (GV.NRW. S. 468) festgelegte Schonzeit 
für Schwarzwild mit Ausnahme von Bachen mit gestreif-
ten Frischlingen unter ca. 25 kg wird bis zum 31.03.2021 
aufgehoben.

2.	 Die Schonzeitaufhebung für das obengenannte Schwarz-
wild erstreckt sich auf das gesamte Gebiet des Kreises 
Coesfeld.

3.	 Im öffentlichen Interesse wird die sofortige Vollziehung 
dieser Allgemeinverfügung angeordnet. Diese Verfügung 
kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden, wenn die Voraussetzungen für die Aufhebung 
der Schonzeit entfallen.

4.	 Diese Allgemeinverfügung ist befristet bis zum 31. März 
2021.

5.	 Meine Allgemeinverfügung zur Aufhebung der Schon-
zeit für Schwarzwild-Überläuferkeiler und nicht führende 
Überläuferbachen vom 17.07.2017, bekannt gegeben 
am 18.07.2017, hebe ich mit Wirkung ab Bekanntgabe 
dieser Allgemeinverfügung auf.

6.	 Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Absatz 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVfG NRW) vom 12. November 1999 (GV.
NRW. 1999 S. 602), in der derzeit geltenden Fassung, 
öffentlich bekannt gemacht. Als Tag der Bekanntma-
chung, mit dem diese Allgemeinverfügung wirksam wird, 
wird der 08.01.2018 bestimmt.

7.	 Diese Verfügung kann bei der Unteren Jagdbehörde des 
Kreises Coesfeld, Gebäude 2, Schützenwall 18, 48653 
Coesfeld während der allgemeinen Geschäftszeiten im 
Raum 136 eingesehen werden. 

8.	 Die Entscheidung ergeht gemäß § 22 Abs. 1 des Bun-
desjagdgesetzes vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 
2849) in der derzeit geltenden Fassung in Verbindung 
mit § 24 Abs. 2 Landesjagdgesetz NRW (LJG-NRW) so-
wie § 1 Abs. 1 Nr. 5 LJZeitVO. 

Gründe:

Die Schwarzwildbestände sind aufgrund günstiger Lebens-
bedingungen auf einem sehr hohen Niveau und müssen 
zur Verminderung von Wildschäden und des Risikos einer 
Einschleppung der Afrikanischen Schweinepest kurzfristig 
reduziert werden. Hierzu muss Schwarzwild weiterhin ganz-
jährig intensiv bejagt werden. Nachdem zunächst mit All-
gemeinverfügung vom 17.07.2017, bekannt gegeben am 
18.07.2017, auf Bitten des Ministeriums für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur und Verbraucherschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen die Schonzeit nur für Überläuferkeiler und 
nicht führende Überläuferbachen bis zum 31.03.2018 auf-
gehoben wurde, bittet das Ministerium vor dem Hintergrund 
des Seuchengeschehens ASP in Tschechien und Polen mit 
Erlass vom 04.01.2018, die Schonzeit für alles Schwarzwild 
mit Ausnahme von Bachen mit gestreiften Frischlingen unter 
ca. 25 kg gem. § 24 Abs. 2 LJG-NRW mit sofortiger Wirkung 
bis zum 31.03.2021 aufzuheben.
Die Aufhebung meiner Allgemeinverfügung vom 17.07.2017, 
bekannt gegeben am 18.07.2017, erfolgt aus Gründen der 
Rechtsklarheit mit Wirkung ab Bekanntgabe dieser Allge-
meinverfügung. Dieses bedeutet insbesondere, dass mir die 
Anzahl des bis zum 31.03.2018 geschossenen Schwarz-
wildes nicht mehr bis spätestens zum 15.04.2018 gemeldet 
werden muss. Die Verpflichtung zur Meldung der jährlichen 
Strecke für das Jagdjahr 2017/18 und die folgenden Jagd-
jahre bleibt hiervon unberührt.
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Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist notwendig, 
damit eine Klage gegen die Schonzeitaufhebung keine auf-
schiebende Wirkung der Vollziehung der Anordnung bewirkt. 
Die Konsequenzen einer Infektion von Haus- oder Wild-
schweinen mit dem ASP-Virus wäre äußerst schwerwiegend 
und mit massiven Folgen für die betroffene Landwirtschaft 
und den Jagdsektor verbunden. Daher ist·das öffentliche 
bzw. das Interesse der unmittelbar betroffenen Landwirte 
und der Jägerschaft hier höher anzusehen, als die Interes-
sen von Drittbetroffenen, da durch die Rechtsprüfung im 
Klageverfahren und die Schonung der Wildschweinbestän-
de vor allen den Landwirten im drohenden Seuchenfall ein 
nicht hinzunehmender Schaden entstehen würde. 

Coesfeld, 05.01.2018

Kreis Coesfeld
Der Landrat
Im Auftrag
gez. Voß

02/18 - Kreis Coesfeld

Allgemeinverfügung zur Bestimmung des Fahrwegs für 
die Beförderung von gefährlichen Gütern nach § 35 Abs. 3 
der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnen-
schifffahrt im Bereich des Kreises Coesfeld

Gemäß § 35a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 35b der Ver-
ordnung über die innerstaatliche und grenzüberschreitende 
Beförderung gefährliche Güter auf der Straße, mit Eisen-
bahnen und auf Binnengewässern (Gefahrgutverordnung 
Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt - GGVSEB -) in der 
jeweils geltenden Fassung wird hiermit bestimmt:

1	 Anwendungsbereich
	 Diese Allgemeinverfügung gilt für

•	 entzündbare Gase der Klasse 2 nach § 35b Tabelle 
lfd. Nr. 2 GGVSEB und

•	 entzündbare flüssige Stoffe der Klasse 3 nach § 35b 
Tabelle lfd. Nr. 4 GGVSEB.

	
2	 Fahrweg
2.1	 Allgemeines
	 Fahrweg sind die zu dem Positivnetz nach Nummer 

2.2 zählenden Straßen und, soweit erforderlich, die 
sonstigen geeigneten Straßen nach Nummer 2.4.

	 Ausgeschlossen als Fahrweg sind Straßen des Nega-
tivnetzes nach Nummer 2.3.

	
2.2	 Positivnetz 
	 Zum Positivnetz zählen alle Bundes-, Landes-, Kreis- 

und kommunale Straßen, die nicht durch Zeichen 261 
StVO oder durch andere Fahrverbotszeichen nach 
StVO ausgeschlossen sind.

2.3	 Negativnetz 
	 Ein Negativnetz ist nicht vorhanden.
	 Unberührt bleiben die mit dem Zeichen 261 StVO oder 

mit anderen Fahrverbotszeichen nach StVO gekenn-
zeichneten Straßen.	

	
2.4	 Fahrweg außerhalb des Positivnetzes 
	 Soweit der Be- oder Entladeort auf Strecken des Posi-

tivnetzes nicht erreicht werden kann, soll der Fahrweg 
über den kürzesten geeigneten Fahrweg führen. Hier-
bei sind möglichst Vorfahrtstraßen zu benutzen. Inner-
halb des Negativnetzes ist eine Einzelfahrwegregelung 
bei der zuständigen Straßenverkehrsbehörde einzuho-
len.

	 Ist der Beförderer bzw. der Fahrzeugführer über die 
Eignung dieser Straße im Zweifel, muss die zuständige 
Straßenverkehrsbehörde befragt werden.

	
2.5	 Autohöfe
	 Soweit Autohöfe auf Strecken des Positivnetzes nicht 

erreicht werden können, soll der Fahrweg über den 
kürzesten geeigneten Fahrweg führen. Hierbei sind 
möglichst Vorfahrtstraßen zu benutzen. Innerhalb des 
Negativnetzes bedarf es keiner Einzelfahrwegregelung 
durch die zuständige Straßenverkehrsbehörde.

	
3	 Benutzung des Fahrweges
	 Nach § 35a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 GGVSEB 

sind grundsätzlich die Autobahnen zu benutzen. Für 
die Fahrt von dem Beladeort zu der dem Beladeort 
nächstgelegenen Autobahn-Anschlussstelle sowie von 
der dem Entladeort nächstgelegenen Autobahn-An-
schlussstelle zu dem Entladeort sind grundsätzlich die 
Straßen des Positivnetzes (Nummer 2.2) zu benutzen. 
Dabei gilt der Grundsatz, dass der kürzeste geeignete 
Fahrweg zu benutzen ist.

	 Soweit geschlossene Ortschaften über Umgehungs-
straßen umfahren werden können, sind diese zu benut-
zen.

4	 Beschreibung des Fahrwegs für den Fahrzeugführer
4.1	 Beschreibung des Fahrweges
	 Der Beförderer hat den Fahrweg nach dieser Allge-

meinverfügung, z.B. durch farbliche Kennzeichnung 
in geeigneten Straßenkarten oder durch eine Aufli-
stung der Straßen, in der Reihenfolge ihrer Benutzung, 
schriftlich zu beschreiben. 

4.2	 Mitführungspflicht
	 Der Fahrzeugführer ist durch den Beförderer in die 

Allgemeinverfügung und den Gebrauch der Fahrweg-
beschreibung vor jeder Beförderung einzuweisen. Der 
Fahrzeugführer hat die Fahrwegbeschreibung und eine 
Kopie dieser Allgemeinverfügung einschließlich ihrer 
Anlagen während der Fahrt mitzuführen, zu beachten 
und zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung 
auszuhändigen.

 
4.3	 Abweichungen aus unvorhergesehenen Gründen
	 Muss der Fahrzeugführer aus unvorhergesehenen 

Gründen vom beschriebenen Fahrweg nach Nr. 4.1 
abweichen, hat er unverzüglich nach Erreichen einer 
geeigneten Haltemöglichkeit den von der festgelegten 
Fahrwegbeschreibung abweichenden Fahrweg in die 
Fahrwegbeschreibung einzutragen. 

	 Muss der Fahrzeugführer aus betrieblichen Gründen 
vom beschriebenen Fahrweg nach Nr. 4.1 abweichen, 
ist ihm vor einer Weiterfahrt vom Beförderer ein neuer 
Fahrauftrag mit geändertem Fahrweg zu übermitteln. 
Absatz 1 gilt entsprechend.

5	 Übergangsregelungen an den Landesgrenzen
	 Bei Beförderungen aus dem Ausland oder aus einem 

anderen Bundesland ist ab Landesgrenze das Positiv-
netz (Nummer 2.2), gegebenenfalls auf dem kürzesten 
Wege auf sonstigen geeigneten Straßen (Nummer 
2.4), anzufahren.

6	 Ordnungswidrigkeiten
	 Verstöße des Beförderers und Fahrzeugführers gegen 

die Pflichten aus dieser Allgemeinverfügung können 
gemäß § 37 Abs. 1 GGVSEB als Ordnungswidrigkeiten 
geahndet werden.

7	 Inkrafttreten
	 Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt 

des jederzeitigen Widerrufs und tritt am 01. Januar 
2018 in Kraft. 
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	 Die Allgemeinverfügung vom 25. Mai 2011 wird zum 31. 
Dezember 2017 widerrufen.

8	 Sofortige Vollziehung
	 Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsord-

nung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils gül-
tigen Fassung  wird hiermit die sofortige Vollziehung 
angeordnet.

	 Die Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser All-
gemeinverfügung ist erforderlich, um die ständige Ver-
sorgung von Gewerbe und Endverbrauchern mit den 
bezeichneten Gütern unter Aufrechterhaltung der not-
wendigen Sicherheit beim Transport zu gewährleisten. 
Aus diesen Gründen ist es nicht vertretbar, die Unan-
fechtbarkeit dieser Allgemeinverfügung und ggf. den län-
geren Zeitablauf von Rechtsmittelverfahren abzuwarten.

9	 Rechtsbehelfsbelehrung
	 Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 

Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Münster (Postan-
schrift: Postfach 8048, 48043 Münster, Hausanschrift: 
Piusallee 48, 48147 Münster) schriftlich einzureichen 
oder dort zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle des Gerichts zu erklären oder in elek-
tronischer Form an die elektronische Poststelle des 
Verwaltungsgerichtes Münster zu senden. Die elektro-
nische Poststelle des Verwaltungsgerichtes ist über die 
auf der Internetseite www.justiz.nrw.de bezeichneten 
Kommunikationswege erreichbar.

	 Hinweis für die Erhebung der Klage in elektronischer 
Form (vgl. Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande NRW, GV.NRW.2012, Aus-
gabe Nr. 30, S. 548):

	 Für die elektronische Übermittlung müssen Sie auf Ih-
rem Rechner das Programm „Elektronisches Gerichts- 
und Verwaltungspostfach“ installieren, welches Sie auf 
der Internetseite www.egvp.de kostenlos herunterladen 
können. Die Internetseite enthält zudem ausführliche 
Informationen zu den weiteren technischen Vorausset-
zungen. Die elektronischen Dokumente sind mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen.

	 Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen 
Bevollmächtigten versäumt werden sollte, würde des-
sen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.

10	 Hinweis
	 Aufgrund der Anordnung der sofortigen Vollziehung hat 

die Klage keine aufschiebende Wirkung. Die aufschie-
bende Wirkung kann beim Verwaltungsgericht Münster 
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043 Münster, Haus-
anschrift: Piusallee 48, 48147 Münster) gemäß § 80 
Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) bean-
tragt werden.

Coesfeld, 18.12.2017

Kreis Coesfeld
Der Landrat
gez. Dr. Schulze Pellengahr

Zusätzlicher Hinweis:
Die komplette Gefahrgut-KartenCD für NRW ist ausschließ-
lich beim Landesbetrieb Straßenbau NRW, Betriebssitz, 
Referat Planung, Abteilung Straßeninformation und Vermes-
sung, Deutz-Kalker-Straße 18-26,  50679 Köln, oder unter 
kontakt.strasseninformation@strassen.nrw.de gegen eine 
Gebühr (derzeit 20,00 €) zu beziehen.


